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1. Einleitung1 

„Die Richter sind unabhängig und nur dem Gesetz unterworfen" - so steht es in 
Artikel 97 Absatz 1 des Grundgesetzes. Diese verfassungsrechtlich garantierte Un­
abhängigkeit soll insbesondere auch die Richterinnen und Richter des Bundesver­
fassungsgerichtes vor externen Einflussnahmen bei ihrer Entscheidungsfindung 
schützen. Zudem besteht in weiten Teilen der Öffentlichkeit der Eindruck, das 

1 Für die vielen konstruktiven Kommentare und Anregungen danken wir den beiden anonymen 
PVS-Gutachterlnnen, außerdem Christoph Hönnige, Sabine Saurugger und Ulrich Sieberer sowie 
Christel Selzer für ihre Arbeit an dem Manuskript. Dank gebührt insbesondere der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft für die Unterstützung des Forschungsprojekts „Das Bundesverfassungs­
gericht als Vetospieler" im Rahmen einer Sachbeihilfe an Thomas Gschwend und Christoph Hön­
nige (GS 17/3-1 bzw. HO 4338 I 2-1). Die erste Version dieses Beitrags wurde erstellt, als der 
Senior des Autorenteams sein Forschungsfreisemester am Institut für Soziologie der Universität 
Utrecht verbrachte. Für die Gastfreundschaft und die stimulierende Forschungsumgebung des In­
stituts sei stellvertretend Professor Werner Raub herzlich gedankt.· 
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Gericht agiere unabhängig. Dies wird durch das offizielle Auftreten der Richterin­
nen und Richter in der Öffentlichkeit bestärkt. Konsequenterweise findet man 
empirisch konstant hohe Zustimmungswerte zur Institution Bundesverfassungs­
gericht (Vorländer u. Brodocz 2006, S. 261; Kneip 2009, S. 198-207).2 Dennoch 
kritisierte der ehemalige Innenminister Friedrich das Bundesverfassungsgericht 
(BVerfG) im Zuge der Debatte über eine verstärkte Videoüberwachung vor kur­
zem scharf~ indem er sagte: „ Wenn Verfassungsrichter Politik machen wollen, mö­
gen sie bitte für den Deutschen Bundestag kandidieren". 3 Diese beiden Zitate 
zeigen, dass ein Ideal der richterlichen Unabhängig zwar verfassungsrechtlich de­
finiert ist, aber auch, dass das Gericht in einem politischen Spannungsfeld agiert. 
Die idealtypische Unabhängigkeit stößt bereits dort an ihre Grenzen, wo es Auf­
gabe richterlichen Handelns ist, durch Entscheidungen gesellschaftliche Themen 
rechtlich zu bewerten, was Teil juristischer Methoden der Verhältnismäßigkeits­
abwägungen und Rechtsfolgeabschätzungen ist. Zudem ist das Gericht immer 
auch mit der Durchsetzbarkeit und der Implementation, also letztlich mit der Ak­
zeptanz seiner Entscheidungen beschäftigt. Dieses aufgezeigte SpaLnungsverhält­
nis zwischen Ideal und Verfassungswirklichkeit wirft die Frage auf, inwieweit Ver­
fassungsrichterinnen und Verfassungsrichter4 neutrale „Hüter der Verfassung" 
sind, die unabhängig vom politischen Alltag und von politischen Akteuren über 
das Grundgesetz wachen. Uns interessiert i.i:l. diesem Zusammenhang speziell die 
bisher ungeklärte Frage, in welcher Weise Richterinnen und Richter am Bundes­
verfassungsgericht durch ihr politisches Umfeld sowie den Druck seitens der Öf­
fentlichkeit beeinflusst werden. 

Bei kontroversen gerichtlichen Entscheidungen erscheint besonders der letzte 
Aspekt relevant. Als das Verfassungsgericht 1989 über das kommunale Wahlrecht 
für Ausländerinnen und Ausländer entschied, befürworteten in einer repräsentati­
ven Befragung des Politbarometers etwa 3 7 Prozent der Befragten das Wahlrecht, 
während 62 Prozent der Befragten dieses ablehnten. Die gesellschaftliche Spal­
tung war im Jahr 1993 noch offensichtlicher, als das Verfassungsgericht zum 
zweiten Mal über die rechtliche Frage von Schwangerschaftsabbrüchen urteilte. 
Laut Politbarometer befürworteten etwa ein Drittel der Befragten die Straffreiheit 
einer Abtreibung, ein Drittel der Befragten lehnte diese ab. 

Dies verdeutlicht, dass nicht nur von Seiten der politischen Parteien, sondern 
auch in der breiten Öffentlichkeit eine .Kontroverse zu einigen Entscheidungsthe­
men besteht. D.azu kritisieren gesellschaftliche Akteure mit Mobilisierungspoten­
tial, wie etwa die Kirchen, wiederholt gerichtliche Entscheidungen scharf. 

Trotz solcher Beobachtungen hinsichtlich der Reaktionen auf verfassungsge­
richtliches Handeln ist auch über 60 Jahre nach der Gründung des Bundesverfas­
sungsgerichts sein Entscheidungsverhalten ein Puzzle mit fehlenden Teilen, weshalb 

2 Strittig ist jedoch, wie diese Werte interpretiert werden können. Für eine kritische Interpretation 
derselben Zahlen, siehe etwa Sehlink (2007, S. 157). 

3 Im Zuge emer Veranstaltung des Bundesamtes für Verfassungsschutz (zitiert nach F.A.Z 
03.04.2013, http://www.faz.net/aktuell/politik/inland/debatte-ueber-videoueberwachung-friedrich­
weist-vosskuhle-zurecht-12159408.html, zuletzt abgerufen am 14.10.2013). 

4 Wir sprechen im Folgenden von Richterinnen und Richtern bzw. auch kürzer von Verfassungsrich­
tern, womit wir natürlich auch immer Verfassungsrichterinnen einschließen wollen. 
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es auch als „unbekanntes Wesen" bezeichnet wird (Hönnige u. Gschwend 2010). 
Ziel der vorliegenden Arbeit ist es deshalb zu klären, in welchem Umfang die äf­
f entliehe Meinung Einf/,uss auf das Entscheidungsverhalten des Bundesverfassungs­
gerichts hat. Die öffentliche Meinung als irgendwie gearteter Faktor bei verfas­
sungsgerichtlichen Entscheidungen hat in der Zwischenzeit zwar Einzug in die 
wissenschaftliche Diskussion gehalten (etwa Sieberer 20061 Vanberg 2005a, 
2005b). An einer umfassenden empirischen Untersuchung, die explizit auf diese 
Frage abzielt, fehlt es jedoch. Unsere Analyse zeigt erstmalig, bis zu welchem Grad 
die öffentliche Meinung und die Entscheidungen des Bu.T'ldesverfassungsgerichts 
bei abstrakten Normenkontrollen der Opposition sowie deren Anträgen im Rah­
men von Bund-Länder-Streitigkeiten zusammenhängen. Die systematische Unter­
suchung belegt: Je populärer die spezifische Unterstützung des Antragsinhalts der 
Opposition5 in der öffentlichen Meinung, desto wahrscheinlicher entscheidet das 
Bundesverfassungsgericht im Sinne der Opposition und erklärt das entsprechende 
Gesetz für nichtig. Warum. dies· so ist, bleibt unklar. Dennoch diskutieren wir ab­
schließen4 zwei denkbare Mechanismen." Unsere Evidenz basiert auf der Analyse 
aller abstrakten Normenkontrollen und aller Bund-Länder-Streitigkeiten im Zeit­
raum von 1974 bis 2010. Die Daten basieren auf dem Datensatz von Hönnige 
(2006), den wir systematisch bis 2010 fortschreiben. Durch die Limitierung unse­
rer Analyse auf die zwei genannten Verfahrensarten beschränken wir uns auf Ent­
scheidungen, die zumeist entlang einer Regierungs- und Oppositionslinie verlau­
fen. Dadurch können wir lediglich Aussagen über den Einfluss der öffentlichen 
Meinung auf manifeste Konflikte entsprechend dieser Linie treffen und nicht über 
ho~hkontroverse Themen anderer Verfahrensarten. In der Regel sind es jedoch 
über alle Verfahrensarten hinweg genau die Konflikte zwischen Regierung und Op­
position, die hohe politische Sprengkraft besitzen und gerade deshalb relevant 
sind. Daher haben wir unsere Untersuchung auf diese Verfahrensarten beschränkt. 6 

Wir erweitern den Datensatz von Hönnige (2006) zusätzlich um die Position der 
Öffentlichkeit. Auf Basis diverser Umfrageergebnisse ·füge~ wir dem Datensatz spe­
zifische unabhängige Indikatoren zur Messung der öffentlichen Meinung über die 
in den Entscheidungen angesprochenen Themen hinzu. 7 

Die Ergebnisse weisen auf einen systematischen Zusammenhang zwischen öf­
fentlicher Meinung und verfassungsgerichtlichen Entscheidungen hin. Dieser Zu-

5 Wir folgen damit dem Vorschlag von Hönnige {2006, S. 196-197). Aufgru~d dieser Verfahrensarten 
umfasst der Begriff „Opposition" die entsprechenden Typen von Antragstellern aus dem Oppositi­
onslager, also etwa oppositionelle Landesregierungen bzw. 1/3 der Mitglieder (oppositioneller Partei­
en) des Bundestages. Einzelne Abgeordnete bzw. Parteien können nicht Antragsteller in diesen Verfah­
ren sein. Organstreite wären zwar eine weitere politische Verfahrensart, die aber im Regelfall nicht 
gegen bestimmte Gesetze gerichtet sind, sondern gegen andere Verfassungsorgane. Zudem e~tziehen 
sich diese Verfahren oft der „Regierungs-Oppositions-Logik", weshalb wir diese Fälle, in Uberein­
stimrnung mit Hönnige {2006), für nicht vergleichbar halten und daher hier nicht betrachten. 

6 Zwar kann es sein, dass in Verfahren, die nicht entlang der Regierungs- und Oppositionslinie 
verlaufen, der Einfluss der öffentlichen Meinung noch stärker ist. Dies beschränkt jedoch mcht 
die Aussagekraft unserer Analyse, da durch unser Vorgehen im Gegenteil eine eher konservative 
Schätzung des Einflusses der öffentlichen Meinung möglich ist. 

7 Diese Strategie nimmt auch eine wichtige Kritik von Hüller {2014, S. 23) auf, die an der bisheri­
gen Operationalisierung des Einflusses von „Öffentlichkeit" auf das Entscheidungsverhalten (etwa 
in den Arbeiten von Vanberg) geäußert wurde. 
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sammenhang folgt der gesellschaftlichen Polarisierung zu den Themen gerichtli­
cher Entscheidungen. Die Wahrscheinlichkeit einer Entscheidung im Sinne der 
Opposition ist umso höher, je höher die Unterstützung für das jeweilige Thema 
durch die öffentliche Meinung ist. Dieser Befund ist robust, wie unsere Ergebnisse 
aus der analytischen Unterscheidung zwischen spezifischer und allgemeiner Unter­
stützung zeigen. Folglich beschränkt sich das Bundesverfassungsgericht durch die 
Berücksichtigung der öffentlichen Meinung in einer Weise, die über Rechtsfolge­
abschätzungen hinauszugehen scheint. Dies unterstützt den Trend in politikwis­
senschaftlichen Analysen von Verfassungsgerichten und führt zu einer realistische­
ren Betrachtungsweise der Rolle dieser Institution im politischen System (Dyevre 
2010; Hönnige 2010; Kapiszewski u. Taylor 2008). 

2. Bundesverfassungsgericht und öffentliche Meinung 

Seit Beginn der 1990er hat die politikwissenschaftliche Forschung zu Verfassungs­
gerichten bedeutend zugenommen (vgl. u. a. Stone 1992; Shapiro u. Stone 1994; 
Stone Sweet 1998; Kommers 1994; Kommers u. Miller 2012; Vanb~rg 1998, 
2001, 2005a, 2005b; Hönnige 2006, 2007, 2009). Trotzdem ist die Rolle der Ge­
richte in der wissenschaftlichen Literatur immer noch höchst umstritten. Vor 
allem die Handlungsziele und Motive von Verfassungsrichtern sowie deren Inter­
aktion mit ihrem jeweiligen gesellschaftlichen, rechtlichen und politischen Umfeld 
werden dabei teils sehr kontrovers diskutiert. 

Während Argumente wie beispielsweise das der Justizialisierung der Politik 
(vgl. U; a. Hirsch! 2004; Kneip 2009, 2011; Rothmayr 2001; Tate u. Vallinder 
1995; Stone 1992; Stone Sweet 2002} oder aber der politischen Präferenzen von 
Verfassungsrichtern (vgl. v. a. Hönnige 2006, 2009; Magalhäes 2003; Sehlink 
2007; Volcansek 2000) in der neueren Literatur breit diskutiert werden und zu­
nehmend in den Fokus der Forschung geraten, stellt sich der Zusammenhang zwi­
schen den Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts und dem Einfluss der 
öffentlichen Meinung bislang immer noch weitgehend als „Black Box" dar (Hön­
nige 2009, S. 964). 

Warum sollte sich das Gericht überhaupt um die öffentliche Meinung scheren? 
Eigentlich ist es institutionell unabhängig und mit weitreichenden Kompetenzen 
ausgestattet, sodass der ehemalige Verfassungsrichter Böckenförde bekundet: 
„Der Gesetzgeber ist in der Vorhand, das Verfassungsgericht hat den Vorrang!' 
(Böckenförde 1991, S. 189). Im Unterschied zu den gewählten Volksv~rtretern der 
Regierung und im Bundestag sind Richterinnen und Richter faktisch gerade. nicht 
irgendeinem Wählerwillen verantwortlich. 

Allerdings ist dies eine zu enge Betrachtung, denn Verfassungsrecht als höheres 
Recht beeinflusst in hohem Maße das gesellschaftliche Zusammenleben und die 
politische Gemeinschaft (Stone Sweet 2000, S. 20; Hesse 1999, S. 241). Folglich 
sollte ein Verfassungsgericht gerade die Stabilität dieses Zusammenlebens in sei­
nen Entscheidungen berücksichtigen und sich somit beschränken. Bedeutung ge­
winnt diese Erwägung insbesondere bei der Prüfung der Verhältnismäßigkeit 
staatlicher Eingriffe. Hierbei verlangt das Verfassungsrecht von der Rechtspre­
chung „geeignete, taugliche, alle beteiligen Interessen optimal fördernde Entschei-
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dungen" (Sehlaich u. Korioth 2007, S. 287). Diese Interessen auszuloten, gegen­
einander abzuwägen und schließlich die entsprechenden Rechtsfolgen der 
Entscheidung zu bewerten, ist essentielle Aufgabe des Gerichts. Mit anderen Wor­
ten, Verfassungsgerichte &ind nicht nur durch den bloßen Wortlaut der Verfassung 
und dessen Interpretation gebunden, sondern durch die gesamtgesellschaftliche 
Bedeutung von Verfassungsrecht (etwa Mahrenholz 1998, S. 39-40}. Dies muss 
nicht zwangsläufig als eine Beschränkung durch die öffentliche Meinung verstan­
den werden, aber zumindest als eine Beschränkung durch die antizipierten öffent·· 
liehen Auswirkungen gerichtlicher Entscheidungen (Klein 1998, S. 61; Mahren­
holz 1998, S. 36-37). 

Schließlich sehen wir in der faktischen Machtlosigkeit des Verfassungsgerichts 
eine weitere wichtige Ursache, warum das Gericht einen Blick für · die öffentliche 
Meinung entwickeln sollte. Richterinnen und Richter können ihre Entscheidung 
nicht eigenständig durchsetzen. Die „Macht der Acht" (Vorländer 2006, S. 11} ist, 
mit den Worten Montesquieus, „en quelque fa~on nulle", also praktisch nicht exis­
tent (Montesquieu 1979, S. 278). Im Gegensatz zur Exekutive bzw. der Legislative 
besitzen Verfassungsgerichte im Allgemeinen keine . eigenen Sanktionsmittel, um 
ihre Entscheidungen in der politischen Wirklichkeit notfalls mit ·Gewalt oder der 
Androhung selbiger durchsetzen zu können (Vorländer 2006, S. 12). Alle Akteure 
im politischen System Deutschlands müssen die Entscheidungen des Gerichts frei­
willig akzeptieren und umsetzen. Gegebenenfalls kommt es nach der gerichtlichen 
Annullierung eines Gesetzes zu einer Gesetzesänderung, ,;um die politische Wirk­
lichkeit mit den Forderungen des Gerichts in Einklang zu bringen" (Vanberg 
2005b, S. 185). Bei der konkreten Umsetzung bleibt dem Gesetzgeber jedoch ein 
erheblicher Interpretationsspielraum, was auch als „ein klassisches Principal­
Agent-Problem" (Hönnige u. Gschwend 2010, S. 519) bezeichnet werden kann. 

Wenn das Verfassungsgericht ein von der Regierung bzw. der legislativen 
Mehrheit verabschiedetes Gesetz beanstandet, hat diese die Möglichkeit, die Ent­
scheidung entweder gerichtskonform umzusetzen, im eigenen Sinne zu implemen­
tieren oder aber zu ignorieren. Da eine ,, Verwäss.erung" bzw. Nichtumsetzung der 
Entscheidung jedoch mit einem Ansehensverlust in der Bevölkerung und infolge­
dessen mit potentiellen elektoralen Kosten bei der nächsten Wahl verbunden 
wäre, karin das Verfassungsgericht mithilfe der eigenen öffentlichen Wertschät­
zung die Regierung dazu bringen, die eigene Entscheidung umzusetzen (Vanberg 
2005b, S. 188-189). Oder vereinfacht gesagt: Wenn das Verfassungsgericht über 
ein hohes Vertrauen in der Bevölkerung verfügt, dann müssen ,,die exekutiven 
und legislativen Institutionen mit Sanktionen bei der Wiederwahl rechnen, .wenn 
sie dem Geltungsanspruch des Verfassungsgerichts nicht Rechnung tragen" (Vor­
länder u. Brodocz 2006, S. 260}. Das öffentliche Vertrauen bzw. die öffentliche 
Unterstützung kann das Bundesverfassungsgericht also durchaus strategisch als 
Sanktions- bzw. Druckmittel gegenüber dem Gesetzgeber ausspielen. 8 Daher soll­
te das Gericht im eigenen Interesse bestrebt sein, durch mehrheitsfähige Entschei­
dungen - die in der Öffentlichkeit wahrgenommen und bewertet werden - inst1tu-

8 Für Kritik siehe Hüller (2014). 
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tionelles Vertrauen zu erarbeiten, um dadurch gegenüber anderen Institutionen 
die eigenen Entscheidungen besser durchsetzen zu können (Hönnige u. Gschwend 
2010, S. 520; Vorländer 2006; Vorländer u. Sehaal 2002). . 

Als Beispiel für diese Problematik kann die Forderung des Bundesverfassungs­
gerichts von 1975 dienen, in welcher das Gericht Beraterverträge zwischen Bun­
destagsabgeordneten und Vertreterinnen und Vertretern von Interessengruppen 
verbietet.9 Anstatt diese Entscheidung bereits während des Entscheidungsprozes­
ses anzufechten, hat der Bundestag die Entscheidung einfach kollektiv nicht um­
gesetzt (Vanberg 2005b, S. 190).10 Das Gericht selbst war machtlos. Ein Ignorie­
ren bzw. Nichtumsetzeri von Entscheidungen birgt auf lange Sicht für das Gericht 
die Gefahr eines schleichenden Autoritätsverlusts und verschlechtert damit dessen 
zukünftige Institutionelle Verhandlungsposition (Sieberer 2006, S. 230).11 

Trotz der augenscheinlichen Wichtigkeit der öffentlichen Unterstützung und 
der Wertschätzung für das Gericht im Allgemeinen und seiner einzelnen Entschei­
dungen im Speziellen wurde der Einfluss der öffentlichen Meinung auf die· Ent­
scheidungen des Bundesverfassungsgerichts vernachlässigt, insbesondere die 
empirische Oberprüfung. Als Grund hierfür wird angeführt, die öffentliche allge­
meine Wertschätzung für das Bundesverfassungsgericht bei verschiedenen Beliebt­
heitsmessungen über einen längeren Zeitraum sei immer gleich hoch und kon­
stant und somit bestehe keine Varianz (Vanberg 2005b, S. 197). Noch dazu sei es 
unmöglich, „die zu erwartende öffentliche Wertschätzung des Gerichts entschei­
dungsspezifisch zu messen" (Sieberer 2006, S. 1308), weil keine entsprechenden 
Umfragen vorlägen. Auch wird angenommen, dass die „diffuse Unterstützung" 
für das Bundesverfassungsgericht permanent so hoch sei, dass eine mögliche Va­
rianz in der „spezifischen Unterstützung" ignoriert werden könne. Nach der Defi­
nition von David Easton {1975), der wir hier folgen, ist öffentliche Unterstützung 
„an attitude, by which a person orients himself to an object either favorably or 
unfavorably, positively or negatively. Such an attitude may be expressed in paral­
lel action" (Easton 1975, S. 436). Während spezifische Unterstützung als „a set of 
attitudes toward an institution based upon the fulfillment of demands for particu­
lar· policies or actions" (Easton 1965, S. 273) definiert wird, stellt diffuse Unter­
stützung „ by contrast, a reservoir of favorable attitudes or good will that helps 
members to accept or tolerate outputs to which they are opposed or the effects of 
which they see as damaging to their wants" (Easton 1965, S. 273) dar. Mehrere 
Studien (etwa Vorländer u. Sehaal 2002; Vorländer u. Brodocz 2006) zeigen zwar, 
dass die grundlegende Annahme der permanent hohen „diffusen Unterstützung" 
bzw. „Wertschätzung" stimmt, dass aber auch die Verteilung dieses allgemeinen 
Vertrauens wie auch die Einstellungen zu spezifischen Entscheidungen (vgl. u. a. 
Sehaal et al. 2000) Schwankungen unterliegen. 

9 BVerfGE 40, 296. 
10 Für diesen speziellen Fall vgl. von Arnim {1996, S. 182). Interessant auch „ Was nicht passt, wird 

ignoriert" mit einer Dokumentation einer Reihe von Missachtungen von Entscheidungen {Süd­
deutsche Zeitung, 11.Januar 1998, S. 11). 

11 Verfassungsrichter sind dabei aufgrund fehlender Möglichkeiten der Wiederwahl nicht an office­
seeking interessiert, sondern eher am Erhalt der Autorität der Institution Verfassungsgericht mit 
Hinblick auf spätere Verhandlungen. 
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Welche Schlussfolgerungen können wir daraus für die Hypothesenbildung zie­
hen? Wäre das Bundesverfassungsgericht, wie in den Augen der Öffentlichkeit, ein 
unabhängiger politischer Akteur im politischen System der Bundesrepublik, dann 
sollten seine Entscheidungen auch konsequenterweise unabhängig von der öffent­
lichen Meinung sein. Dieses Bild ist dort überspitzt, wo das Gericht durch seine 
ihm juristisch und verfassungsrechtlich gestellten Aufgaben einen Blick auf gesell­
schaftliche Aspekte haben muss. Allerdings muss das Bewusstsein für Rechtsfolgen 
nicht immer zwangsläufig zur umfassenden Einbeziehung der öffentlichen Mei­
nung führen. Gerade vor diesem Hintergrund erscheint es daher besonders wich­
tig, den Grad des Einflusses der öffentlichen Meinung auf Entscheidungen des 
Bundesverfassungsgerichts stärker zu beleuchten, um diesen besser zu verstehen. 

Um den Umfang des Einflusses der öffentlichen Meinung analysieren zu kön­
nen, sollten gerade jene Entscheidungen einem harten Test unterzogen werden, 
deren Inhalte über die Gesamtheit der Verfahren noch am ehesten der Öffentlich­
keit zugänglich sind - also etwa abstrakte Norrnenkontrollverfahren und Bund­
Länder-Streitigkeiten. Diese Verfahrensarten werden häufig von Antragstellern des 
Oppositionslagers verwendet (Hönnige 2006; Stüwe 2001) . 

Sofern die Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts von der öffentlichen 
Meinung mit abhängig sind, sollten die Entscheidungen mit dem Ausmaß der spe­
zifischen Unterstützung für den Antragsinhalt korrespondieren. Ist der Inhalt ei­
nes Antrags populär, wird er also von weiten Teilen der Bevölkerung getragen, so 
sollte die Wahrscheinlichkeit, dass diesem Antrag entsprochen wird, höher sein als 
bei Anträgen, für die es keine große Unterstützung in der Bevölkerung gibt. Spezi­
.ell für oppositionelle Anträge im Rahmen der abstrakten Normenkontrolle und 
von Bund-Länder-Streitigkeiten lässt sich diese Hypothese dahingehend spezifizie­
ren., dass die Wahrscheinlichkeit eines Erfolgs der Opposition zunimmt, je mehr 
die Seite der Opposition zu diesem spezifischen Thema in der Öffentlichkeit Un­
terstützung findet. 

Schließlich sollen noch mögliche alternative Faktoren diskutiert werden, die 
potentiell einen Effekt auf den Erfolg der Opposition vor dem Bundesverfassungs­
gericht haben könnten.12 Einer dieser Faktoren wäre etwa die ideologische Dis­
tanz von Gericht und Regierung. Wie Honnige (2006, 2009) in mehreren Arbei­
ten zeigen konnte, haben Richterinnen und Richter politische Präferenzen und 
lassen diese auch systematisch in ihre Entscheidungen einfließen.13 Sofern das 

11 Zudem geht das Handlungsrepertoire des Gerichts in Wirklichkeit über das reine Richten, also die 
Entscheidung für oder gegen die Seite der Opposition, hinaus. Das Gericht bietet auch eine Arena 
zur Schlichtung von Konflikten, was gerade förderlich für die Akzeptanz richterlicher Entschei­
dungen sein kann, selbst in einem hoch-polarisierten Umfeld (siehe etwa Kneip 2013; Lhotta 
2002, 2003; Lhotta u. Ketelhut, 2006). Insofern betrachten wir hier ein eingeschränktes Reper­
toire des Bundesverfassungsgerichts, was aber bisher in dieser Breite noch nicht systematisch ana­
lysiert wurde. 

13 Selbst wenn dieses Argument mitunter heftige Diskussionen in der Politikwissenschaft auslöst 
(etwa Hüller 2014), so schreiben doch selbst in dieser Hinsicht unverdächtige Autoren, wie der 
Verfassungsrechtler Bernhard Sehlink (2007, S. 162}: „Wenn ich zu Prognosen aufgefordert wer­
de, antworte ich inzwischen weniger und weniger aus meiner Kenntnis dessen, was dogmatisch 
passen und stimmen würde, und mehr und mehr aus meiner Kenntnis und Einschätzung der Rich­
ter und Richterinnen des jeweiligen Senats." 
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Gericht ideologisch gesehen nahe bei der Regierung liegt, sollte das Gericht wenig 
Sorge haben, dass die Regierung die Entscheidung nicht in seinem Sinn umsetzt, 
selbst wenn die Entscheidung gegen die Mehrheit der öffentlichen Meinung bzw. 
gegen eine populäre Opposition gerichtet ist. Daher sollte der Erfolg der Opposi­
tion vor dem Bundesverfassungsgericht umso unwahrscheinlicher sein, je näher 
sich Gericht und Regierung ideologisch stehen, ohne dass dafür die verfassungs­
gerichtliche Antizipation der öffentlichen Meinung verantwortlich gemacht wer­
den kann. Die ideologische Position des entscheidenden Richterkollegiums hängt 
von der innergerichtlichen Zusammensetzung der Senate ab. Zudem ändert sich 
die Besetzung der Senate auch über die Zeit. Daher kann der Einfluss der öffent­
lichen Meinung auch über die jeweilige Neubesetzung im Senat indirekt auf die 
jeweiligen Entscheidungen wirken und somit einen harten Test bezüglich des 
Einflusses der öffentlichen Meinung auf Entscheidungen des Bundesverfassungs­
gerichtes verfälschen. Um auch diese Einflüsse auf den Antragserfolg der Opposi­
tion und damit auf Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts zu kontrollie­
ren, benutzen wir die ideologische Distanz von Gericht und Regierung. 

Ein weiterer alternativer Faktor, der den Erfolg von oppositionellen Anträgen 
vor dem Bundesverfassungsgericht erklären könnte14, liegt in der Organisation 
des Gerichts selbst: Während dem Ersten Senat vor allem Thematiken wie Frei­
heitsrechte, Bürgerrechte bzw. Grundrechte im Allgemeinen zugewiesen sind, ent­
scheidet der Zweite Senat thematisch eher über staatsorganisationsrechdiche Pro­
bleme. Wittig argumentiert deshalb, dass die Öffentlichkeit sich leichter und 
besser über Thematiken aus dem ersten Senat eine Meinung bilden kann als über 
die abstrakten Themen des zweiten Senats (Wittig 2013, S. 10). Ausgehend von 
den aufgestellten Hypothesen sollte deshalb die Erfolgswahrscheinlichkeit von 
Oppositionsanträgen zwischen Senat I und Senat II systematische Unterschiede 
aufweisen, die wiederum in erster Linie mit den Inhalten statt mit dem Einfluss 
der öffentlichen Meinung zu tun haben. 

Zusammenfassend bieten abstrakte Normenkontrollverfahren und Bund-Län­
der-Streitigkeiten einen guten Anwendungsfall, um unsere generellen Hypothesen 
zu testen. Sofern es keinen Einfluss der öffentlichen Meinung auf das Entschei­
dungsverhalten des Bundesverfassungsgerichts gibt, sollte insbesondere in diesen 
Verfahren auch der Erfolg der Opposition nicht von der speziellen Unterstützung 
dieses Themas durch die äffentliche Meinung abhängen. Sind umgekehrt jedoch 
die Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts nicht unabhängig von der 
öffentlichen Meinung, dann sollte die spezifische Unterstützung zum jeweiligen 
Thema in einem systematischen Zusammenhang mit dem Antragserfolg der 
Opposition stehen. Im nächsten Abschnitt werden wir verdeutlichen, wie wir die 

14 Das Entscheidungsverhalten der einzelnen Richterinnen und Richter des Bundesverfassungsge­
richts kann nicht direkt untersucht werden, da die entsprechenden Akten für den betrachteten 
Zeitraum unter Verschluss sind. Daher können wir auch keine alternativen Handlungstheorien auf 
der Individualebene überprüfen, sondern nur auf der Entscheidungsebene für Kollektive. Natür­
lich werden beispielsweise rechtliche Kriterien eine wichtige Rolle in der individuellen Entschei­
dungsfindung spielen (etwa für den US Suprerne Court, siehe Bailey u. Maltzrnann 2008). Wir 
unterstellen daher nicht, dass auf der Ebene der Kollektiventscheidungen des Senats diese Effekte 
von Entscheidung zu Entscheidung variieren. 
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entsprechenden erklärenden Faktoren operationalisieren und mit welcher Ana­
lysestrategie wir den Test dieser beiden gegensätzlichen Positionen durchführen 
werden. 

3. Daten und Operationalisierung 

Die Grundlage für die Analyse bildet ein Datensatz von Hönnige (2006)15, wel­
cher alle abstrakten Normenkontrollen und Bund-Länder-Streitigkeiten im Zeit­
raum von 1974 bis 2002 enthält und von uns bis einschließlich 2010 erweitert 
wurde. Es gibt hauptsächlich drei Gründe für den gewählten Untersuchungszeit­
raum: Erstens unterlag die Organisation des Bundesverfassungsgerichts vor den 
1970ern einem steten Wandel. So änderte sich die Zahl der Verfassungsrichter 
von anfangs zwölf pro Senat über zehn auf ihren heutigen Stand von acht ( Säcker 
1975, S. 24). Darüber hinaus wurde die Möglichkeit der Wiederwahl ausgeschlos­
sen sowie die An1tszeit auf zwölf Jahre begrenzt (Säcker 1975, S. 25). Aus diesem 
Grund wäre es nicht sinnvoll, den Untersuchungszeitraum vor der Mitte der 
1970e!' Jahre anzusetzen5 da die organisatorischen Eigenschaften des Gerichts da­
vor stark variierten. Zweitens sollte der Untersuchungszeitraum mehrere Legisla­
turpericden und - noch wichtiger ·- Regierungswechsel umfassen (Hönnige 2006, 
S. 195). So ist es möglich, Effekte eines etwaigen Konflikts des Gerichts mit einer 
bestimmten Regierung zu kontrollieren. Mit den verschiedenen Regierungswech­
seln von Schmidt zu Kohl 1982, Kohl zu Schröder 1998 sowie Schröder zu Mer­
kel 2005 ist dabei für entsprechende Varianz gesorgt. Drittens gilt dieses Argu­
ment auch für Verfassungsrichter. Um die Effekte des Verhaltens individueller 
Richterinnen und Richter kontrollieren zu können, muss das Gericht mindestens 
einmal komplett ausgetauscht worden sein (Hönnige 2006, S. 195). Mit einem 
36-jährigen Untersuchungszeitraum und der 12-jährigen Amtszeit der Verfas­
sungsrichter ist auch dies ausreichend gewährleistet. 

Studien, die den Einfluss der öffentlichen Meinung auf Gerichtsentscheidungen 
in anderen Ländern untersuchen, fassen Charakteristiken von Entscheidungen 
jahresweise zusammen (Casillas et al. 2011; Giles et al. 2008; McGuire u. Stim­
son 2004). Im Gegensatz dazu wollen wir jedoch präzise die Auswirkungen auf 
bestimmte Entscheidungen nachzeichnen, um den Einfluss der öffentlichen Mei­
nung zu den jeweiligen Antragsinhalten genau erfassen und schätzen zu können. 
Daher fokussieren wir uns auf den Erfolg bzw. Nichterfolg der Opposition (für 
eine ähnliche Forschungsstrategie siehe Epstein u. Martin 2011). 

Unser Datensatz beinhaltet neben dem Ausgang der Verfahren auch Informa­
tionen über die Antragsteller und die genaue Zusammensetzung des Gerichts, der 
Regierung sowie der Opposition. Für den Ausgangsdatensatz diente die gedruckte 
Entscheidungssammlung des Bundesverfassungsgerichts als Primärquelle, wäh­
rend die Erweiterung auf der digitalen Entscheidungssammlung des Mohr­
Siebeck-Verlags beruht. 

15 Wir bedanken uns bei Christoph Hönnige für die Bereitstellung des Ausgangsdatensatzes. 
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Die Untersuchungseinheit smd Anträge zu abstrakten Normenkontrollen sowie 
Bund-Länder-Streitigkeiten. Diese spielen sich genau im Spannungsfeld von Ver­
fassungsgericht, Regierung, Opposition und Öffentlichkeit ab. Abstrakte Nor­
menkontrollen werden so gut wie immer von der Opposition gegen ein Bundes­
oder Landesgesetz angestrengt, wegen ihrer äquivalenten Funktion werden auch 
Bund-Länder-Streitigkeiten mit einbezogen (Stüwe 2001). Diese Verfahrensarten 
sind häufig aufgrund ihres kontroversen Inhalts von hoher gesellschaftlicher und 
politischer Relevanz (Kranenpohl 2010, S. 260) und werden deshalb auch oft als 
„Schwert'' der Opposition bezeichnet (Schneider 1975, S. 222). Natürlich gibt es 
neben abstrakten Normenkontrollen noch weitere Verfahrensarten und einzelne 
Entscheidungen, die hochgradig umstritten und diskutiert sind, jedoch gibt es 
derzeit keine objektiven Auswahlkriterien, nach denen sich unabhängig von der 
Verfahrensart "wesentliche Entscheidungen" identifizieren ließen.16 Durch die 
Verwendung abstrakter Normenkontrollen und Bund-Länder-Streitigkeiten be­
schränken wir uns daher auf die Verfahrens2rten, bei denen stets politische Ak­
teure als Streitparteien agieren. So ist eine erhöhte Sichtbarkeit in der Öffentlich­
keit gewährt. Mithin weist die Gesamtheit dieser Entscheidungen grundsätzlich 
die höchste Relevanz für unsere Untersuchung auf. 

Ein weiterer Vorteil der Analyse von Oppositionsanträgen ist, dass sich die ein­
zelnen Positionen bzw. Antragsparteien leicht identifizieren lassen. Das ermöglicht 
erst die notwendige Zuordnung der Entscheidung zu Themenfeldern der öffentli­
chen Meinung, um einen harten Hypothesentest zu konstruieren. 

Der Datensatz ist dabei analog zur Strategie von Hönnige (2006, S~ 197) auf 
Basis der Anträge aufgebaut, weil das Bundesverfassungsgericht oft thematisch 
ähnliche Anträge in einer Entscheidung zusammenzieht.17 Als Untersuchungsein­
heit betrachten wir Anträge durch die parlamentarische Opposition gegen beste­
hende Gesetze sowie Anträge von oppositionellen Landesregierungen in Bund­
Länder-Streitigkeiten. Auf diese Weise bleibt die Information erhalten, ob und wie 
viele· verschiedene Antragssteller in einer Entscheidung zusammengezogen wur­
den. Konkret wurde als abhängige Variable die jeweilige Entscheidung des Bun­
desverfassungsgerichts dichotom kodiert, wobei ,, 1" die (Teil-) Verfassungswid­
rigkeit des angegriffenen Gesetzes beinhaltet, also bereits einen (Teil-) Erfolg für 
die Opposition darstellt, während "O" für Verfassungskonformität des Gesetzes 
steht und somit einen Misserfolg der Opposition bedeutet.18 Insgesamt beobach-

16 So beinhaltet etwa die klassische Verfassungsbeschwerde auch kontroverse Urteile. In Anbetracht 
von mehr als 6400 Eingängen eines sokhen Verfahrens pro Jahr (Stand 2013) und ohne objektive, 
systematische Ausschlusskriterien ist es 1edoch nicht möglich, aus der Masse der Verfahren die 
wenigen, politisch brisanten Fälle zu identifizieren. 

17 Wir folgen daher auch der gängigen Praxis (etwa Hönnige 2006) und werten eine zusammen­
gezogene Entscheidung für jeden der Anträge aus, weil diese sich bezüglich der Antragssteller 
unterscheiden. Wenn wir im Folgenden von Entscheidung· sprechen, meinen wir immer die Ent­
scheidung zu einem bestimmten Antrag. 

18 Natürlich ist eine derartige Dichotomie eine starke Vereinfachung, die wir, mangels etablierter 
Alternativen in der rechtswissenschaftlichen Literatur (z.B. Pie.roth u. Sehlink 2009; Sehlaich u. 
Korioth 2007) und um die Vergleichbarkeit mit der bisherigen Forschung zu erleichtern, gewählt 
haben. Wir wollen in diesem Beitrag keine neue, verbesserte Typologie der Entscheidungen zum 
Thema machen - obwohl dies ein lohnenswertes Projekt ist - sondern den Einfluss der öffentli­
chen Meinung auf die Entscheidungen abschätzen. 
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ten wir in unserem Analysedatensatz, dass die Opposition in 38 von 93 Entschei­
dungen, d. h. in vier von zehn Entscheidungen, erfolgreich ist.19 

Bevor die konkrete Operationalisierung der unabhängigen Variablen beschrie­
ben wird, müssen noch notwendige Annahmen, die mit unserem Forschungsplan 
verbunden sind, erläutert werden. Erstens .wird angenommen, dass alle von der 
Opposition angegriffenen Gesetze gleich gut bzw. schlecht konzipiert sind. Es ist 
einleuchtend, dass ein Oppositionsantrag einen höheren Erfolg haben sollte, wenn 
das Gesetz an sich schon grob verfassungswidrig bzw. eindeutig im Widerspruch 
zu juristischen Anforderungen steht (Vanberg 2005b, S. 205). Indem wir alle Ent­
scheidungen zusammen auswerten, müssen wir darüber hinaus annehmen, dass 
Verschiedenheit hinsichtlich des jeweiligen politischen Umfelds jeder Entschei­
dung durch die Kontrollvariablert hinreichend genau charakterisiert wird. Drit­
tens kann mit diesem Forschungsplan nicht untersucht werden, ob die Opposition 
nicht etwa schon die jeweiligen Entscheidungen antizipiert und sich in ihrem Ver­
halten selbst beschränkt. 

Besondere Aufmerksamkeit wollen wir der Konstruktion unserer zentralen un­
abhängigen Variablen, der spezifischen Unterstützung der von der Opposition 
vertretenen Seite im jeweiligen Verfahren geben. Die Messung der spezifischen 
Unterstützung bestimmter Entscheidungsthemen durch die Öffentlichkeit wurde 
in der Literatur bisher weitgehend ignoriert. Es seien keine ex ante-Umfragen vor­
handen, und zur ex post-Beurteilung durch die Öffentlichkeit würden nur einige 
Schlüsselentscheidungen vorliegen (Sieberer 2006, S. 1308).20 Im Folgenden stel­
len wir unsere Strategie vor, wie wir nicht nur für einzelne, sondern für praktisch 
alle Entscheidungen in dem zugrundeliegenden Datensatz das jeweilige Thema 
einem Wert der öffentlichen Meinung zuordnen können. 

Unser Ziel ist es, für jede Entscheidung die spezifische Unterstützung der Bevöl­
kerung zum jeweiligen Entscheidungsthema im jeweiligen Jahr zu erheben. Die 
Basis dafür sind zahlreiche Ergebnisse publizierter Umfragen, welche die Meinung 
der Öffentlichkeit zu bestimmten Themen dokumentieren. Erhoben wurde die 
prozentuale Unterstützung der Bevölkerung für das jeweilige spezifische An­
tragsthema der Opposition zum Zeitpunkt der Einreichung des Antrages. Es wur­
de also ermitteh:, wie viel Prozent der Befragten bei dem Antrag thematisch diesel­
be Position wie die Opposition einnehmen. Dabei werden Befragte ohne Meinung 
sowie solche ohne Angabe mitgezählt. Dies ist für die genaue Erhebung der öf­
fentlichen Meinung bzw. der öffentlichen Unterstützung für die Opposition sehr 
wichtig, da auch eine fehlende Einstellung zu einem Thema eine Form der Mei­
nung darstellt. Irn Rahmen der Theorie stellt dieser Aspekt eine gewichtige 
Komponente dar, weil die spezifische Unterstützung im Mittelpunkt steht. Bei­
spielsweise kann es sein, dass zwar 30 Prozent der Befragten bezüglich eines be­
stimmten Themas hinter der Opposition stehen, aber 60 Prozent dazu überhaupt 

19 Dieser Wert deckt sich mit Auszählungen früherer Studien (Stüwe 19.97, S. 2001; Kneip 2009). 
Insgesamt können wir 113 Entscheidungen identifizieren, wobei die Opposition in 57 Fällen 
erfolgreich ist. Nicht zu jeder Entscheidung konnten wir auch alle Werte für die unabhängigen 
Variablen kodieren. 

20 Vorländer u. Sehaal (2002) analysieren einige ausgesuchte Entscheidungen. 
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keine Meinung haben bzw. sich nicht für das Thema interessieren. Gemäß der 
Theorie würde das Verfassungsgericht der öffentlichen Meinung zum Anliegen 
der Opposition weniger Beachtung schenken, da die Mehrheit der Öffentlichkeit 
das Thema ignoriert. Das Gericht hätte gemäß unserer Hypothese weniger An­
reize, sich in seiner Entscheidung an der Position der Opposition auszurichten. 
Natürlich ist auch zu vermuten, dass Entscheidungen des Gerichts selbst Meinun­
gen in der Öffentlichkeit generieren. Daher wurden nur Umfragedaten vor der 
Entscheidungsverkündung verwendet, um die umgekehrte Wirkungsrichtung aus­
zuschließen, also die Veränderung der Einstellung der Bevölkerung durch Ent­
scheidungen des Bundesverfassungsgerichts. 

Die Erhebung erfolgte in drei Schritten. Im ersten Schritt wurden alle Entschei­
dungen inhaltlich analysiert und nach ihrem Entscheidungsthema klassifiziert. 
Dabei wurde der jeweilige gesellschaftliche Zusammenhang sowie die Wahrneh­
mung in der Bevölkerung beachtet, um sicherzustellen auch das richtige Thema zu 
erheben. Genauer gesagt wird nicht immer das durch die Opposition direkt ange­
griffene Gesetz in der Öffentlichkeit problematisiert. Vielmehr bildet sich die Be­
vöL1<erung zum ubergeordneten Theme.akomplex eine Meinung. Man kann des­
halb zwischen einer direkten und einer indirekten Zuordnung unterscheiden. 

Ein Beispiel für eine direkte Zuordnung ist die Entscheidung zum Schwanger­
schaftsabbruch (BVerfGE 39, 1) aus dem Jahr 1975. Das angegriffene Gesetz hat­
te direkt das Thema Schwangerschaftsabbruch als Inhalt, was auch so in der Be­
völkerung wahrgenommen wurde. Erhoben wurde in diesem Fall also die 
Memung der Bevölkerung zum Thema Schwangerschaftsabbruch. Ein Beispiel für 
eine indirekte Zuordnung findet sich in BVerfGE 118, 79, die konkret den § 12 
des „Gesetzes über den nationalen Zuteilungsplan für Treibhausgas-Emissionsbe­
rechtigungen in der Zuteilungsperiode 2005 bis 2007" als angegriffenes Gesetz 
zum Inhalt hat. Zu dem Gesetz selbst haben wohl nur die wenigsten Bürger direkt 
eine rvieinung. Thematisch geht es aber in dieser Entscheidung darum, dass sich 
aufgrund dieses Gesetzes Emissionseinsparungen seitens der Länder nicht mehr 
lohnen und das Gesetz deshalb verfassungswidrig s~i. Indirekt geht es hier also 
eher um das TheCla Umweltschutz als um das konkrete Emissionseinsparungsge­
setz, weshalb diese Entscheidung dem Entscheidungsthema Umweltschutzzuge­
ordaet wurde. Somit wurde auf diese Weise im ersten Schritt jede Entscheidung 
direkt oder indirekt einem bestimmten Entscheidungsthema zugeordnet. 

Im zweiten Schritt wurden Umfragen gesucht, die das im ersten Schritt· zuge­
ordnete Entscheidungsthema vor dem jeweiligen Entscheidungszeitpunkt konkret 
abfragen. Ein Beispiel hierftlr ist die Entscheidung des Verfassungsgerichts über 
den Numerus Clausus bei Studiengängen (BVerfGE 43, 291) aus dem Jahr 1977. 
Zu diesem Thema existiert eine Frage im Politbarometer 1977~ die direkt die Ein­
stellung der Bevölkerung zum Thema Numerus Clausus abfragt. Auf vergleichba­
rem Wege konnte die öffentliche Meinung für insgesamt 54 Entscheidungen erho­
ben werden. 

Im dritten und letzten Schritt wurde versucht, die öffentliche Meinung zu den 
Themen der restlichen Entscheidungen zu operationalisieren; Dabei handelt es sich 
um Entscheidungen, die im ersten Schritt Entscheidungsthemen zugeordnet wurden, 
zu denen aber im zweiten Schritt keine Frage identifiziert werden konnte, die das 
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Thema direkt abbildet. Um dennoch die öffentliche Meinung zu diesen Themen zu 
operationalisieren, wurden thematisch ähnliche oder verwandte Fragen verwendet, 
die zumindest einen indirekten Indikator für die öffentliche Meinung zum Thema 
der Entscheidung liefern können. Ein Beispiel hierfür wäre die BVerfGE 95, 243, 
welche die Rückerstattung von Privatbesitz im Rahmen des Einigungsvertrages be­
handelt. Keine Umfrage beinhaltet ein Item, das exakt dieser Thematik entspricht, 
weswegen auf eine ,,Proxy-Frage" zurückgegriffen wurde, also eine Frage, die eine 
ähnliche Materie anspricht. Im genannten Beispiel ist dies eine Frage aus dem ALL­
BUS, die die „ Opferbereitschaft im Westen" abfragt. Angenommen wird hierbei, 
dass Menschen, die zustimmen, dass der Westen im Zuge der Wiedervereinigung 
mehr Opferbereitschaft zeigen soll, auch potentiell damit einverstanden sind, Pri­
vatbesitz zurückzuerstatten, auch wen.11 dies mit etwaigen finanziellen Nachteilen 
für die BRD verbunden sein könnte. Mit dieser Strategie konnte die öffentliche 
Meinung zu weiteren 39 Entscheidungen gemessen werden. 21 

Für die Suche nach passenden Umfragen für die Entscheidungen im Datensatz 
wurde eine Zeitspanne von maximal 18 Monaten vor dem Entscheidungszeit­
punkt veranschlagt. Für diese Regel spricht, dass verfassungsgerichtliche Entschei­
dungsverhandlungen etwas Zeit brauchen und die Einstellungen zu bestimmten 
Themen in der Regel keinen sprunghaften Veränderungen unterliegen. In 93 Fäl­
len konnten so entsprechende Werte gefunden werden. Dieser Aspekt ist deshalb 
so wichtig, weil das Bundesverfassungsgericht mit seiner ihm innewohnenden 
Deutungsmacht durchaus in der Lage wäre, die öffentliche Meinung selbst ein 
Stück weit zu prägen (Vorländer 2006). Indem primär Beobachtungen im Ent­
scheidungsjahr oder aber maximal 18 Monate davor ermittelt wurden, wird eine 
solche Verfälschung der öffentlichen Meinung ausgeschlossen. Insgesamt konnte 
nach diesem Kodierschema immerhin für 93 von 113 Entscheidungen die öffent­
liche Meinung themenspezifisch operationalisiert werden, was einer Quote von 
82 Prozent entspricht. 22 

Unsere Erhebungsstrategie orientiert sich dabei grundsätzlich an den Studien 
von Sehaal et al. (2000) sowie Vorländer u. Sehaal (2002), die für einige ausge­
suchte Entscheidungen die öffentliche Memung zu bestimmten Entscheidungsthe­
men anhand der Umfrageergebnisse der Jahrbücher der öffentlichen Meinung des 
Allensbacher Instituts für Demoskopie erhoben haben. Diesen Ansatz setzen wir 
mit unserer Strategie konsequent fort und beschränken uns dabei nicht nur auf 
ausgesuchte Fälle, sondern auf alle Senatsentscheidungen unseres Datensatzes. 

Eine mögliche Validierung unserer Strategie ist der Vergleich mit ähnlichen 
Indikatoren. Systematisch positive Korrelationen wären ein Indiz dafür, dass unter­
schiedliche Indikatoren etwas Ähnliches messen. Ideal wäre für unsere Fragestel­
lung ein Policy-Mood-Maß nach Stimson (1991, 2004), das die öffentliche Mei-

21 Für eine g~naue Übersicht der den Proxy-Fragen zugrunde liegenden Annahmen siehe die 
Übersichtstabelle A im Online-Anhang. Wir zeigen zudem in Tabelle B im Online-Anhang, dass 
unsere Ergebnisse sich substantiell nicht ändern, selbst wenn wir auf den dritten Schritt verzichten 
würden und unsere Analyse nur auf den reduzierten Datensatz beschränken. 

22 Insgesamt konnten wir noch neun weitere Entscheidungen (also insgesaint 121 Entscheidungen) 
identifizieren, die jedoch als Befangenheitsanträge gegen Verfassungsrichter bzw. als Fälle von au­
ßergerichtlichen Einigungen für die Analyse nicht relevant sind und daher ausgesc.hlossen wurden. 
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nung zu konkreten Gesetzen und Initiativen der Regierung misst und sie mithilfe 
einem einer Faktorenanalyse ähnlichen Verfahren auf eine darunterliegende Di­
mension skaliert. Während es ein solches an tatsächlichen Politiken orientiertes 
Maß in einigen Ländern gibt (etwa USA und UK), können wir für Deutschland 
nicht darauf zurückgreifen. Ein alternatives Maß, das nicht konkrete Politiken er­
fasst, sondern die Einstellung zu bestimmten politischen Akteuren, ist die all­
gemeine Unterstützung, also die Zufriedenheit mit der Regierung bzw. der Opposi­
tion. Diese wird in politischen Umfragen regelmäßig erhoben. Wir nehmen an, 
dass die Befragten ihre Einstellung zu Regierung und Opposition auf die jeweiligen 
Antragsthemen in gewisser Weise übertragen. Unterstützt ein Befragter die Oppo­
sition, so wird er auch die Meinung der Opposition zu einem Thema teilen.23 

Die allgemeine Unterstützung zielt auf die Beliebtheit_swerte von Opposition 
und Regierung ab. Dazu verwenden wir ab 1977 die ·werte der Skalometer der 
Regierung und Opposition, gemessen auf einer Skala von -5 bis +5, aus der parti­
ellen Kumulation der Werte des Politbarometers aus dem Vormonat der jeweili­
gen Entscheidung (bzw. des nächstjüngeren Zeitpunkts, falls für den Vormonat 
keine Werte existieren). Schlussendlich ergibt sich die allgemeine Unterstützung 
als Differenz der Beliebtheit der Opposition relativ gesehen zur Beliebtheit der 
Regierung zum jeweiligen Zeitpunkt. Für die Jahre 1974 bis 1976 benutzen wir 
vorhandene Daten aus dem Allensbacher Jahrbuch der Demoskopie.24 

Natürlich setzt sich die individuelle Bewertung der Opposition bzw. der Regie­
rung durch die Befragten noch aus vielen anderen Komponenten zusammen, die 
nichts mit dem spezifischen Thema des Oppositionsantrages zu tun haben. Daher 
sollten beide Maße auch wirklich unterschiedlich sein. Dennoch erwarten wir 
eine positive Korrelation der allgemeinen Unterstützung der Opposition mit der 
speziellen Unterstützung für die jeweilige Position der Opposition. Beide Maße, 
die spezifische sowie die allgemeine Unterstützung der Opposition korrelieren pc­
sitiv mit einem Wert von r = 0,19 über alle Fälle in unserem Analysedatensatz 
(N = 93). Die Popularität der Opposition im Vergleich zur Regierung verhält sich 
also tendenziell ähnlich wie die Popularität der von der Opposition vertretenen 
Themen. Eine zweite Strategie der Validierung ist, dass wii die Analyse für beide 
1\ilaße getrennt rechnen. Trotz konzeptueller Unterschiede erwarten wirtenden­
ziell ähnliche Ergebnisse. Unsere Schätzergebnisse dokumentieren wir im folgen­
den Abschnitt. 

Zuvor wollen wir aber die Operationalisierung der Kontrolivariablen diskutie­
ren, die neben den beiden zentralen unabhängigen Variablen verwendet werden. 
Dadurch können wir für alternative Erklärungen kontrollieren und die systemati-

23 Eine alternative Herangehensweise wäre eine Inhaltsanalyse von Zeitungen. Da die veröffentlichte 
Meinung und die öffentliche Meinung nicht völlig unabhängig voneinander sind und wir mit un­
seren beiden Maßen konzeptuell näher an der öffentlichen Meinung sind, halten wir unsere bei­
den Maße der öffentlichen Meinung für eine bessere Operationalisierungsstrategie. 

24 Orientiert haben wir uns dabei an den Jahresdaten bezüglich der Zufriedenheit mit der Arbeit 
der Regierung aus dem Allensbacher Jahrbuch der Demoskopie Band VI 1974 - 1976 (Noelle­
Neumann 1976}. Unsere Ergebnisse sind robust (siehe Tabelle C im Online-Anhang}, selbst wenn 
wir auf die Allensbacher Daten verzichten. 
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sehe Vergleichbarkeit des Einflusses der öffentlichen Meinung auf die Entschei­
dung des Bundesverfassungsgerichts über alle Anträge hinweg.begründen. 

Die Kontrollvariable Senat besteht aus einer dichotomen Kodierung von Senat 
I (= 0) und Senat II(= 1), um zu testen, ob es Unterschiede bezüglich der Erfolgs­
wahrscheinlichkeit der Oppositionsanträge zwischen beiden Senaten gibt, die 
nicht unbedingt auf die öffentliche Meinung zurückzuführen sind. 

Die Kontrollvariable Distanz beinhaltet die ideologische Distanz zwischen Ge­
richt und Regierung. Grundlage hierfür sind die Parteipositionen aus dem Com­
parative Manifesto Project (Laver u.. Budge 1992). Dabei benutzen wir, dem Vor­
schlag von Lowe et al. (2011) folgend, die logarithmierten odds-ratios der als 
Rechts und Links klassifizierten Texteinheiten, die sonst zur Konstruktion der 
sogenannten Rile-Werte herangezogen werden. Bei der konkreten Bestimmung 
der Distanzen haben wir uns grundlegend an der Strategie von Hönnige (2009) 
orientiert. Konkret bedeutet das, dass die Position der Regierung anhand der er­
mittelten Parteipositionen der jeweiligen Koalitionspartner festgestellt wurde. Da­
bei wurde die Position der Regierung entsprechend der Verteilung der Minister­
posten auf die Regierungsparteien im Kabinett gewichtet. Die ideologische 
Position des entsprechenden Senates ·haben wir - analog zu Hönnige (2009) - als 
Mittelwert der in ihm arbeitenden Verfassungsrichter operationalisiert, wobei die 
Positionen der Richterinnen und Richter als Position der sie nominierenden Partei 
zum Zeitpunkt der Entscheidung festgelegt wurde. Aus den beiden ermittelten 
Werten wurde zuletzt die absolute Distanz zwischen den Positionen des Gerichts 
und der Regierung berechnet. Auf diese Weise erhalten wir zwischen den Akteu­
ren vergleichbare Positionsmaße. 

Im folgenden Abschnitt werden die Regressionsergebnisse vorgestellt und inter­
pretiert. Um die Hypothesen überprüfen zu können, wird aufgrund der binären 
Natur der abhängigen Variablen eine logistische Regression geschätzt. 

4. Zum Zusammenhang von öffentlicher Meinung und Entscheidungsverhalten 
des Bundesverfassungsgerichts 

In welchem Ausmaß beeinflusst die öffentliche Meinung das Entscheidungsverhal­
ten des Bundesverfassungsgerichts? Um diese Frage im Rahmen von abstrakten 
Normenkontrollverfahren und Bund-Länder-Streitfragen zu klären, wollen wir 
testen, ob es einen systematischen Zusammenhang von spezifischer Unterstützung 
für die Position des jeweiligen Klägers aus den Reihen der Opposition bzw. der 
allgemeinen Unterstützung für die Oppositionsanträge und ihrer Erfolgswahr­
scheinlichkeit gibt. Tabelle 1 gibt einen Überblick über die Regressionskoef.fizien­
ten der geschätzten Logit-Modelle, die wir zum einen für unser Maß der spezifi­
schen Unterstützung und zum anderen - als zusätzlichen Validitätstest - für die 
allgemeine Unterstützung der Opposition in der öffentlichen Meinung bivariat 
(Modelle 1 und 3) und multivariat (Modelle 2 und 4) unter Einschluss von Kont­
rollvariablenausweisen. 

Sofern ·das Gericht als Hüter der Verfassung unabhängig von der öffentlichen 
Meinung entscheidet, sollten wir keinen systematischen Zusammenhang zwischen 
der spezifischen Unterstützung für die jeweilige Oppositionsposition und deren 
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gerichtlichen Erfolg finden. Die Wahrscheinlichkeit, dass das Gericht ein Gesetz 
beanstandet, sollte unabhängig von der öffentlichen Meinung sein. Das Gegenteil 
ist der Fall, wie Tabelle 1 verdeutlicht. 

Tabelle 1: Erfolg von Oppositionsanträgen bei abstrakten Normenkontrollverfah-
ren und Bund-Länder-Streitigkeiten in Abhängigkeit von der öffentlichen 
Meinung, 1974- 2010 

(1) 

Spezifische 1,925· 
Unterstützung {1,017) 

Senat II(= 1) 

Distanz 
Gericht - Regierung 

Allgemeine 
Unterstützung 

Konstante -1,188„ 
(0,488) 

%- korrekt klassifiziert 66 

Standardfehler in Klammern; •p < 0.10, ••p < 0.05. 

Quelle: Eigene Daten; N = 93. 

(2) (3) (4) 
1,941. 

(1,074) 

-0,669 -0,878 
(0,595) (0,610) 

1,532. 0,505 
(0,856) (0,975) 

0,647u 0,714„ 
(0,255) (0,315) 

-1,581 ... -0,554° -0,188 
(0,697) (0,237) (0,672) 

63 67 65 

Tabelle 1 zeigt, dass sowohl die spezifische als auch die allgemeine Unterstützung in 
einem systematisch positiven Zusammenhang mit dem Erfolg der Opposition vor 
dem Bundesverfassungsgericht stehen. Je höher die spezifische Unterstützung in der 
Bevölkerung für das Thema eines Oppositionsantrages ist, desto höher ist auch die 
Erfolgswahrscheinlichkeit der Opposition. Genauso verhält es sich in Bezug auf die 
allgemeine Unterstützung: Je beliebter die Opposition im Verhältnis zur Regierung 
in der Bevölkerung ist, desto wahrscheinlicher ist ein oppositioneller Erfolg vor 
Gericht. Egal ob wir die spezifische oder die allgemeine Unterstützung der Opposi­
tion betrachten, die Ergebnisse gehen in die gleiche Richtung. Die Ähnlichkeit der 
geschätzten Koeffizienten für die spezifische Unterstützung, sowohl im bivariaten 
als auch im multivariaten Modell, deuten wir als weitere Evidenz für die Validität 
unserer Kodierstrategie, entsprechende Unterstützungswerte zu den Themen der 
Oppositionsanträge zu benutzen.25 Schließlich sagen bereits die bivariaten Modelle 
mehr Anträge korrekt voraus, als es aufgrund der Verteilung der abhängigen Varia­
ble in einem naiven Modell mit einer Konstanten, aber ohne unabhängige Variablen 
zu erwarten gewesen wäre (59 Prozent) oder bei rein zufälliger Entscheidung - etwa 

25 Weitere Robustheitstests unterstützen diese Schlussfolgerungen. Selbst wenn man sich auf den 
Teildatensatz beschränkt, der nur aus Fällen besteht, in denen die öffentliche Meinung zum An­
tragsinhalt der Opposition eindeutig zugeordnet werden konnte, also insbesondere ohne auf soge­
nannte Proxy-Fragen zurückzugreifen, bleiben die gefundenen Effekte (sogar umso deutlicher) 
bestehen, wie im Online-Anhang in Ta.belle B dokumentiert ist. 
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durch einen Münzwurf (50 Prozent).26 Die beiden multivariaten Modelle (2 und 4) 
auf Basis der speziellen bzw. der allgemeinen Unterstützung sagen die Entscheidung 
des Gerichts in mehr als sechs von zehn Anträgen korrekt voraus. 

Unsere Schätzergebnisse zeigen zudem, dass die Erfolgsquote der Opposition im 
Senat I zwar höher als im Senat II ist, wie der negative Koeffizient in den multiva­
riaten Modellen zeigt. Jedoch ist der Effekt in keinem der Modelle signifikant. Wir 
schließen daraus, dass die Opposition zumindest nach dem vorliegenden Datensatz 
nicht systematisch erfolgreicher in einem der Senate ist. Für die zweite Kontrollva­
riable, die ideologische Distanz von Gericht und Regierung, finden wir wie erwar­
tet einen positiven Zusammenhang. Je kleiner die Distanz zwischen Regierung und 
Gericht, desto kleiner auch die Erfolgswahrscheinlichkeit der Opposition. Dieser 
Effekt ist im Modell 2 trotz kleiner Fallzahlen sogar systematisch positiv.27 

Festzuhalten bleibt also Folgendes: Selbst unter Kontrolle des ideologischen 
Kontextes .finden wir unabhängig von den einzelnen Senaten, dass sich die öffent­
liche Meinung systematisch auf die Entscheidungen des Gerichtes auswirkt. 

Die Interpretation der Regressionskoeffizienten wird dadurch erschwert, dass 
das Logit-Modell weder linear noch additiv ist und daher die geschätzten Koeffi­
zienten nicht den direkten Einfluss der Variablen auf die Erfolgswahrscheinlich­
keit der Oppositionsanträge angeben. Zur Veranschaulichung, wie wichtig der 
Einfluss der öffentlichen Meinung ist, geben wir in Abbildung 1 einen Überblick 
über die vorhergesagten Erfolgswali1scheinlichkeiten eines AI1trages der jeweili­
gen Opposition vor dem Bundesverfassungsgericht, zu sehen auf der y-Achse, in 
Abhängigkeit von der Unterstützung für die Opposition.28 Die tatsächlich im Da­
tensatz kodierten Zustimmungswerte in der Öffentlichkeit haben wir direkt über 
die x-Achse gesetzt, um deren Verteilung vollständig zu dokumentieren. 

Im Datensatz haben wir selten Entscheidungen, zu denen die Bevölkerung kei­
ne eindeutig unterstützende oder eindeutig ablehnende Haltung für die Seite der 
Opposition einnimmt. Die Mehrheit der Werte ist im Bereich zwischen 15 und 
40 Prozent sowie zwischen 60 und 80 Prozent angesiedelt, was für eine gewisse 
Polarisierung spricht. Es gibt nur wenige Fälle, in denen die spezifische Unterstüt­
zung der Bevölkerung bei etwa 50 Prozent liegt. Somit bleibt deskriptiv festzuhal­
ten, dass die öffentliche Meinung in den allermeisten Fällen so polarisiert ist, dass 
dies klare Signale sendet. Der Grad der Polarisierung ist auch eine Folge des Aus-

26 Ein naives Model~ welches in jedem Fall einen Misserfolg vorhersagt, würde bei gegebener Verteilung 
der abhängigen Variablen (41%Erfolg,59 % Misserfolg) nur 59 % der Anträge korrekt voraussagen. 

27 Dieser Effekt bleibt auch bei der Verwendung alternativer Positionsmaße bestehen, etwa wenn wir 
die Manifesto Common Space Scores (MCSS), d. h. die Positionsdaten für Parteien von König et 
al (2013) verwenden (siehe Tabelle D im Online-Anhang). Wir danken den Autoren, insbesondere 
Moritz Marbach, für die Bereitstellung der MCSS-Positionsdaten. Der Effekt der ideologischen 
Distanz scheint sich nicht mehr systematisch auf das Entscheidungsverhalten auszuwirken, wenn 
man die wenig spezifischere Messung der „diffusen Unterstützung"' heranzieht (Modell 4). In­
haltlich könnte man es so interpretieren, dass es ideologische Effekte ge&en kann, diese sich aber 
nicht ungebremst auswirken (Mahrenholz 1998, S. 36-37). Technisch interpretiert könnte es auch 
eine Folge von Messfehlern in der unabhängigen Variable sein. Es bedarf weiterer Forschung, um 
diesen Sachverhalt zu klären. 

28 Wir betrachten das spezielle Szenario für Entscheidungen des Senats l, wobei für die Simulation 
der Effekte die Distanz auf den Mittelwert als einen typischen Wert gesetzt wird. 
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wahlprozesses der Opposition. Aber letztlich geht es uns hier um die Entscheidun­
gen, die tatsächlich gefällt werden. 29 

Abbildung 1: Einfluss der spezifischen Unterstützung der öffentlichen Meinung 
auf die Erfolgswahrscheinlichkeit der Oppositionsanträge 
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Quelle: Eigene Darstellung. 

Wie deutlich erkennbar, steigt mit zunehmender Unterstützung der Bevölkerung 
für ein spezifisches Entscheidungsthema gleichzeitig die Wahrscheinlichkeit eines 
erfolgreichen Antrags der Opposition vor dem Bundesverfassungsgericht. Der Ef­
fekt verläuft über die gesamten Unterstützungswerte hinweg relativ stabil. Wäh­
rend bei einer Unterstützung von 15 Prozent für die Seite der Opposition in der 
Bevölkerung die Erfolgswahrscheinlichkeit eines Antrages bei nur 41 Prozent 
liegt, steigt diese Wahrscheinlichkeit bei einer öffentlichen Unterstützung von 
70 Prozent wie erwartet auf immerhin fast 65 Prozent an. Dieser Effekt ist nicht 
zufällig, selbst wenn die großen Konfidenzintervalle deutlich machen, dass es wo­
möglich weitere Bestimmungsfaktoren für den Erfolg oppositioneller Anträge vor 
dem Gericht geben mag. Ob die Stärke des Effektes der öffentlichen Meinung auf 
das Entscheidungsverhalten des Bundesverfassungsgerichtes nun bedeutend ist, 

29 Wir danken dem zweiten Gutachter für diesen Hinweis. Der Effekt des Einflusses der öffentlichen 
Meinung und die daraus resultierenden strategischen Entscheidungen der Opposition, nach Karls­
ruhe zu ziehen oder nicht, wurde uns dankenswerterweise bereits abgenommen, da wir nur Fälle 
betrachten können, die in Karlsruhe ankommen. 
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mögen die Leserinnen und Leser selbst entscheiden. Wir meinen jedoch, dass an­
gesichts der verschiedenen Erwartungen in der Literatur und der allgemeinen Auf­
fassung über das Gericht als uneingeschränkt handelnder Akteur von einem syste­
matisch positiven Zusammenhang bei Weitem nicht auszugehen war. 

Der gefundene Einfluss der öffentlichen Meinung auf das Entscheidungsverhal­
ten des Bundesverfassungsgerichts hängt nicht davon ab, wie wir die Unterstüt­
zung der Öffentlichkeit zu den spezifischen Themen der Anträge operationalisiert 
haben. Die geschätzten Effekte für diP, allgemeine Unterstützung der Opposition 
in der Öffentlichkeit im Vergleich zur Regien.1.ng weisen in die gleiche Richtung. 
Dies ist an der Übersicht über die vom Modell vorhergesagten Erfolgswahrschein­
lichkeiten für die Oppositionsanträge in Abbildung 2 zu sehen. 

Abbildung 2: Einfluss der allgemeinen Unterstützung der Opposition auf die 
Erfolgswahrscheinlichkeit eines Antrages 
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Quelle: Eigene Darstellung. 

Abbildung 2 zeigt einen systematisch positiven Zusammenhang zwischen der Er­
folgswahrscheinlichkeit der Oppositionsanträge und dem Verhältnis der Beliebt­
heit von Opposition und Regierung. Auch hier verläuft der Effekt relativ gleich­
mäßig über die Skalenpunkte, jedoch insgesamt etwas stärker als der Effekt der 
spezifischen Unterstützung. Bei einer im Verhältnis zur Regierung um einen Ska­
lenpunkt unbeliebteren Opposition liegt die Erfolgswahrscheinlichkeit eines An­
trages bei nur 3 7 Prozent, während bei einer um einen Skalenpunkt beliebteren 
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Opposition im Vergleich zur Regierung die Erfolgsquote schon auf 68 Prozent 
steigt. Auch dieser Effekt ist nicht zufällig. 

Unsere Analyse zeigt über verschiedene Operationalisierungen und Spezifika­
tionen hinweg konsistente Ergebnisse. Es gibt einen systematischen Zusammen­
hang zwischen der öffentlichen Meinung und dem Entscheidungsverhalten des 
Bundesverfassungsgerichts. Durch welchen Mechanismus entsteht dieser Zusam­
menhang? Der nächste Abschnitt möchte erläutern, dass mehrere Mechanismen 
denkbar und konsistent mit unseren Regressionsergebnissen sind. 

5. Mögliche kausale Mechanismen 

Wie kommt der Zusammenhang von öffentlicher Meinung und dem Entschei­
dungsverhalten des Bundesverfassungsgerichts zustande? Wir argumentieren, dass 
mehrere I\liechanismen konsistent mit den gefundenen Ergebnissen dieser Studie 
sein könnten. 

Der Zusammenhang zwischen öffentlicher Meinung und den Entscheidungen 
des Bundesverfassungsgerichts könnte sich zunächst indirekt ergeben, weil sich 
zumindest Teile der richterlichen Präferenzen aufgrund von Faktoren ändern, die 
auch den Wandel der öffentlichen Meinung hervorrufen. Ist das der Fall, würde 
man zwar denselben Koeffizienten schätzen, aber der gefundene Zusammenhang 
wäre nicht direkt kausal zu interpretieren. Die Entscheidungen der Richterinnen 
und Richter des Bundesverfassungsgerichts wären stattdessen abhängig von ihren 
Präferenzen und Wertvorstellungen, wie erwartet, wie die so genannten Attitudi­
nalisten argumentieren (Segal u. Cover 1989; Segal u. Spa.eth 2002). Die Präferen­
zen der Richterinnen und Richter würden dann ähnlich wie die öffentliche Mei­
nung über die Zeit variieren (Baum 1988; Epstein et al. 2007). Der Einfluss der 
öffentlichen Meinung wäre in diesem Sinne indirekt, d. h. durch Faktoren vermit­
telt, die sowohl die Einstellungen der Richter als auch die öffentliche Meinung 
beeinflussen. Kranenpohl (2010) dokumentiert entsprechende Evidenz aus Inter­
views mit Verfassungsrichtern. 30 

Ein direkter Zusammenhang zwischen öffentlicher Meinung und den Entschei­
dungen des Bundesverfassungsgerichts könnte sich ergeben, wenn das Gericht die 
öffentliche Meinung durchaus strategisch als Sanktions- bzw. Druckmittel nutzen 
möchte, um seine Entscheidungen potentiell auch gegen· den Willen der parlamen­
tarischen Mehrheit durchsetzen zu können. Hintergrund dafür ist die Überlegung, 
dass Richterinnen und Richter sich sehr wohl der Stimmungslage innerhalb der 
Bevölkerung zu einer bestimmten Thematik bzw. zu einer bestimmten Entschei­
dung bewusst sein können. Da sie aber aufgrund der eigenen fehlenden faktischen 
Macht darauf angewiesen sind, ihre Entscheidungen mithilfe der öffentlichen 
Meinung durchzusetzen, versuchen sie, die Verteilung dieser Unterstützung i:c. der 
Bevölkerung zu antizipieren. Dabei sollte das Gericht auch im eigenen Interesse 
bestrebt sein, durch mehrheitsfähige Entscheidungen institutionelles Vertrauen zu 

30 Zum Beispiel wird dort aus Interviews zitiert, in denen Verfassungsrichter einerseits betonen, dass 
Konflikte im Senat letztlich auch Konflikte in der Gesellschaft widerspiegeln, aber andererseits 
kein Verfassungsrichter gegen seine Überzeugung entscheiden kann (Kranenpohl 2010, S. 312). 
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erarbeiten, um dadurch gegenüber anderen Institutionen die eigenen Entscheidun­
gen besser durchsetzen zu können. Wenn eine Regierung sehr beliebt ist, kann sie 
leichter mögliche Stimmenverluste aufgrund der Nichtumsetzung von Entschei­
dungen verkraften. Ist sie im Vergleich zur Opposition unbeliebt, kann sich die 
Regierung den Verlust von Wählerstimmen nicht leisten. 

Dieser Mechanismus setzt aber voraus, dass Richterinnen und Richter die 
Stimmungslage in der Bevölkerung wahrnehmen. Dazu liegen Studien aus der 
Rechtssoziologie vor, die dies $ystematisch untersuchen. Kepplinger u. Zerhack 
(2009) haben den Einfluss der Medien auf Richterinnen und Richter und Staats­
anwaltschaften empirisch untersucht. Dabei machen sie die Beobachtung, dass 
sowohl Richterinnen und Richter als auch Staatsanwältinnen und Staatsanwälte 
die mediale Berichterstattung über die eigenen Fälle aufmerksam verfolgen.31 Sie 
kommen zu dem Ergebnis, dass die Unabhängigkeit beider Berufsgruppen von 
medialer Berichterstattung weitgehend bezweifelt werden darf „ und sich diese Be­
richtserstattung signifikant auf ihr Verhalten auswirkt" (Kepplinger u. Zerhack 
2009, S. 236). Da Medien durchaus die öffentliche Meinung widerspiegeln bzw. 
diese prägen32, kann angenommen werden, dass die öffentliche Meinung auch 
Verfassungsrichter in gewissem Maße beeinflusst. Landfried (1984, S. 151) etwa 
zitiert die Bemerkung des ehemaligen Verfassungsrichters Martin Hirsch im Rah­
men eines SP.IEGEL-Interviews, dass der Rückgang des Vertrauens in das Bundes­
verfassungsgericht in den späten siebziger Jahren bei Gericht ,,Bewegung ausge­
löst hat". Offenbar wurde die Veränderung der öffentlichen Meinung durchaus 
kritisch reflektiert. Kranenpohl (2010) berichtet zudem in Kapitel 8 zur Justiz­
pressekonferenz unter anderem aus seinen Interviews, die darauf schließen lassen, 
dass Richteri~nen oder Richter am Bundesverfassungsgericht die Berichterstat­
tung in den Medien über ihre Arbeit aufmerksam verfolgen. Insofern sind die 
Voraussetzungen für einen direkten Effekt, durch den das Gericht die öffentliche 
Meinung strategisch nutzt, durchaus gegeben. 

Erste Evidenz (Casillas et al. 2011; Friedman 2009) zumindest für den Fall des 
US Supreme Court deutet darauf hin, dass es tatsächlich einen direkten Effekt der 
öffentlichen Meinung auf die Entscheidungsbildung des Gerichtes gibt. Interviews 
mit Richterinnen und Richtern am Bundesverfassungsgericht von Vanberg 
(2005a) und Kranenpohl (2010} zeigen, dass sich Verfassungsrichter offenbar des 
postulierten direkten Zusammenhangs sehr bewusst sind. Richter/in ]4,5 etwa 
gibt zu Protokoll: „Without public trust, the court can't do its job [ ... ] that plays 
a role in deliberations [.„] you have to think pretty carefully before making a 
decision that you know is going to meet great resistance from the population" 
(zitiert nach Vanberg 2005a, S. 126). Ähnlich deutlich klingt es in Interview 
Nr. 22, dokumentiert in Kranenpohl (2010, S. 312): 

[ ... ]wenn wir zwar 5:3 oder wie auch immer entscheiden, aber immer gegen die Mei­
nung breiter Bevölkerungsschichten. Da muss man sehr vorsichtig sein. Da muss man 
wirklich mit Argumenten überzeugen. Natürlich bestimmt nicht die .Mehrheit, auch 

31 Für qualitative Evidenz, die aber in die gleiche Richtung geht, siehe Gerhardt (1990, 2001) . 
32 Vgl. hierzu Vorländer u. Sehaal (2002), wekhe sich ~esen Zusammenhang bei ihrer Analyse zu­

nutze machen. 
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in der Demokratie nicht, das Recht. Da ist man an die Verfassung gebunden. Aber 
meistens steckt ja was hinter diesem "Konflikt, auch Argumente mit einem berechtig­
ten Kern. Auf den muss man zugehen und mit dem muss man sich auseinandersetzen. 

Zudem werden strategische Überlegungen in den von Kranenpohl dokumentier­
ten Interviews deutlich, wenn etwa betont wird: „Das hat als Verfassungsrichter 
schon A in seiner Zeit gesagt, dass das Gericht seine Pflichten dann erfüllt, wenn 
es jeweils die Folgen einer Entscheidung berücksichtigt. Es kann nicht ,quer-beet' 
eine Sache durchhauen - ohne Rücksicht darauf, welches die Folgen sind." (Inter­
view Nr. 11, zitiert nach Kranenpohl 2010, S. 369). Diese Aussagen zeigen in aller 
Deutlichkeit, dass sich die Richterinnen und Richter des Verfassungsgerichts über 
den Einfluss der öffentlichen Meinung im Klaren sind und diese bei der Beratung 
berücksichtigen. Oder wie der Richter oder die Richterin in Interview Nr. 9 for­
muliert: ,,Die Öffentlichkeit ist so bei den Beratungen immer irgendwie präsent" 
(zitiert nach Kranenpohl 2010, S. 303). 

6. Schlussbetrachtung 

Die Richterinnen und Richter des Bundesverfassungsgerichts scheinen in ihrem 
Entscheidungsverhalten auch auf die öffentliche Meinung zu reagieren. Die Er­
gebnisse dieser Studie, basierend auf der Analyse von abstrakten Normenkontrol­
len und Bund-Länder-Streitigkeiten im Zeitraum von 1974 - 2010, zeichnen ein 
eindeutiges Bild. Die öffentliche Meinung und die Entscheidungen des Bundesver­
fassungsgerichts in diesen Verfahren korrelieren systematisch. Je größer die spezi­
fische Unterstützung der Antragsinhalte der Opposition in der öffentlichen Mei­
nung ist, desto wahrscheinlicher entscheidet das Bundesverfassungsgericht auch 
im Sinne der Opposition und beanstandet das entsprechende Gesetz. Denselben 
positiven Zusammenhang finden wir auch, wenn wir statt der spezifischen Unter­
stützung alternativ ein Maß für die allgemeine Unterstützung der Opposition be­
nutzen. Es gibt - über alle Modelle hinweg - einen signifikant positiven Effekt 
zwischen der öffentlichen Meinung bzw. der Unterstützung für ein spezifisches 
Entscheidungsthema sowie der allgemeinen Unterstützung für Opposition bzw. 
Regierung. Selbst unter Kontrolle des id.~ologischen Kontextes finden wir unab­
hängig von den einzelnen Senaten, dass die öffentliche Meinung systematisch mit 
den Entscheiduµgen des Gerichtes korreliert. Der dahinterliegende Mechanismus 
kann bisher nur vermutet werden. 

In dieser Hinsicht schließt unsere Arbeit an eine aktuelle Diskussion in der ju­
dicial politics Literatur {etwa Casillas et al. 2011; Epstein u. Martin 2011; Fried­
man 2009; Giles et al. 2008; McGuire u. Stimson 2004) zum US Supreme Court 
an und kommt erstmals zu vergleichbaren Ergebnissen für den bundesdeutschen 
Kontext. Qualitative Interviews mit Richterinnen und Richtern des Bundesverfas­
sungsgerichts (Kranenpohl 2010; Landfried 1984; Vanberg 2005a) sowie qualita­
tive (Friedman 2009) wie quantitative Evidenz (Casillas et al. 2011) vom US Sup­
reme Court deuten darauf hin, dass die beteiligten Richterinnen und Richter zwar 
wenig eigene Macht haben, aber mithilfe der öffentlichen Unterstützung in der 
Lage sind, die eigenen Entscheidungen im ZweifelsfaH auch gegen den Willen der 
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parlamentarischen Mehrheit durchsetzen zu können. Auf diese Weise kann der 
statistische Zusammenhang zwischen spezifischer bzw. allgemeiner Unterstützung 
und dem Entscheidungsverhalten des Bundesverfassungsgerichts erklärt werden. 

Alternativ dazu könnte diese Korrelation aber auch dadurch entstehen, dass 
verfassungsrichterliche Entscheidungen gesellschaftliche Themen rechtlich bewer­
ten müssen, etwa durch Verhältnismäßigkeitsabwägungen und Rechtsfolgeab­
schätzungen. Dies muss nicht zwangsläufig als eine Beschränkung durch die öf­
fentliche Meinung verstanden werden, aber zumindest als eine Beschränkung 
durch die antizipierten öffentlichen Auswirkungen verfassungsgerichtlicher Ent­
scheidungen, die neben der Durchsetzbarkeit und Akzeptanz seiner Entscheidun­
gen das Gericht beschäftigen. 

Ein weiterer interessanter Befund ist, dass trotz gegenteiliger Annahmen in der 
Literatur eine Erhebung der Unterstützung der Bevölkerung zu spezifischen Ent­
scheidungsthemen auch über einen längeren Zeitraum hinweg möglich ist. Dies gilt 
nicht nur für prominente Entscheidungen, sondern generell für abstrakte Normen­
kontrollen sowie Bund-Länder-Streitigkeiten über einen Erhebungszeitraum von 
36 Jahren. Ein Kritikpunkt könnte in Bezug auf die Messung der spezifischen Un­
terstützung bestehen. Die Auswahl der möglichen Umfragen verlangt einen gewis­
sen Beurteilungs- bzw. Interpretationsspielraum. Dieser erweist sich offenbar als 
unproblematisch, weil die Operationalisierung der allgemeinen Unterstützung da­
für keinen Entscheidungsraum bietet, aber zum selben Ergebnis führt. Hier wur­
den lediglich die gemittelten Beliebtheitswerte von Opposition und Regierung ins 
Verhältnis zum jeweiligen Entscheidungsausgang gesetzt. Unabhängig davon, wel­
che Messung bevorzugt wird, kommen wir inhaltlich zu denselben Ergebnissen. 

Die vorliegende Arbeit bietet darüber hinaus zahlreiche Implikationen und An­
sätze für weitere Forschung. Interessant wäre beispielsweise die Berücksichtigung 
der Verfassungsbeschwerde bei der Analyse. Tritt der beobachtete Effekt zwischen 
öffentlicher Meinung und Entscheidungsfindung nur in den politischen Verfahren 
wie abstrakter Normenkontrolle und Bund-Länder-Streitigkeiten auf oder auch 
im Zuge der Verfassungsbeschwerde?33 Darüber hinaus können die vorliegenden 
Daten zusammen mit den Ergebnissen von Vorländer u. Brodocz (2006) helfen, 
das genaue Zusammenspiel von spezifischer Unterstützung für eine Entscheidung 
und allgemeiner Wertschätzung des Gerichts zu beleuchten. Resultiert aus einer 
permanenten, hohen Unterstützung für eine spezifische Entscheidung des Gerichts 
gleichzeitig ein starkes, allgemeines Vertrauen oder ist es umgekehrt? Auch die 
zunehmenden Möglichkeiten der automatisierten Textanalyse bieten interessante 
Forschungsansätze. So ·wäre es wünschenswert, dem Ansatz von Vorländer u. 
Sehaal (2002) zu folgen und die massenmediale Berichterstattung der Printmedien 
zum Entscheidungsthema über einen längeren Zeitraum einer Inhaltsanalyse zu 
unterziehen, um ein alternatives Maß für die spezielle Unterstützung der opposi­
tionellen Antragsthemen zu generieren. 

Die vorliegende Arbeit liefert einen weiteren, wichtigen Schritt hin zu einem 
besseren Verständnis der Interaktion von verfassungsgerichtlicher Entscheidungs-

33 Besonders da viele Themen von Verfassungsbeschwerden großes Potential für eine Polarisierung 
der öffentlichen Meinung bieten. 
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findung und öffentlicher Meinung. Besonders die Ergebnisse von Vanberg {2005a, 
2005b) unterstützen dabei die vorliegenden Befunde. Vanberg konzentriert sich in 
Bezug auf die Entscheidungsfindung des Bundesverfassungsgerichts vor allem auf 
die Wirkung des politischen Umfelds, insbesondere auf die Transparenz34 von 
Entscheidungen bei gegebenem politischen Umfeld, geht in seinem Modell kon­
kret jedoch weniger auf die spezifische und allgemeine Unterstützung für das Ge­
richt ein. Seine Erkenntnis, dass in einem transparenten politischen Umfeld das 
Gericht aggressiveren Gebrauch von seinem Vetorecht macht als in einem intrans­
parenten (Vanberg 2005b, S. 208), fügt sich nahtlos in den vo.rJjegenden, signifi­
kant positiven Zusammenhang zwischen öffentlicher Unterstützung des speziellen 
Themas bzw. der Beliebtheit der Opposition im Allgemeinen und den Entschei­
dungen des Bundesverfassungsgerichts ein. 

Das Bundesverfassungsgericht achtet also neben dem politischen Umfeld von 
Entscheidungen auch auf die öffentliche Meinung zum Thema und lässt sich da­
von in seiner Entscheidungsfindung zumindest in Fällen, welche einer Regierungs­
Oppositions-Logik folgen, systematisch beeinflussen. Die (politischen) Implikati­
onen dieses Befundes sind vielfältig und für das Gericht selbst dilemmatisch: Auf 
der einen Seite muss das Gericht - aufgrund seines Mangels an faktischer Macht 
- versuchen, die parlamentarische Mehrheit unter dem Druck der öffentlichen 
Meinung zur Umsetzung der eigenen Entscheidungen zu zwingen. Dadurch ist das 
Gericht jedoch nicht nur eine juristische Institution und neutraler Hüter der Ver­
fassung, sondern sollte vielmehr auch als ein politischer Akteur verstanden wer­
den (Vanberg 2005b, S. 209). Auch wenn sich diese Einsicht in den Sozialwissen­
schaften langsam aber sicher durchsetzt, ist das Bild des apolitischen Gerichts 
immer noch in den Köpfen vieler Bilrger verankert (Vorländer u. Brodocz 2006). 

Auf der anderen .Seite nimmt eine solche Entwicklu!lg dem Gericht den Nim­
bus der Neutralität, der lange Zeit aufrechterhalten werden konnte (Sehaal et al. 
2000, S. 74}. Dies kann langfristig die Autorität des Gerichts gefährden. Aller­
dings zeigen die eingangs zitierten Beispiele, dass ein solcher Nimbus sich nicht 
automatisch in öffentliche Unterstützung für das Gericht umwandeln lässt, insbe­
sondere dann nicht, wenn die Entscheidungen gegen die öffentliche Meinung er­
gehen. Natürlich wird das Gericht nicht einfach dem Mehrheitswillen der öffent­
lichen Meinung folgen. Trotzdem wird es den Blick auf die Akzeptanz seiner 
Ents.cheidungen als wichtige Legitimationsquelle nicht verlieren. Wie sich das Ge­
richt im Spannungsfeld dieser Aspekte entwickelt, bleibt spannend zu beobachten. 

Das Bundesverfassungsgericht ist seit seiner Gründung vor über 60 Jahren zu 
einem der stärksten Gerichte weltweit geworden und hat großen Einfluss auf die 
politische Gestaltung der Bundesrepublik. Das Gericht stützt sich dabei auf die 
öffentliche Meinung und kann sie nutzen, um die parlamentarische Mehrheit zu 
kontrollieren und so die Umsetzung der eigenen Entscheidungen zu erwirken. Die 
Argumentation dieser Arbeit wirbt dafür, das Gericht nicht länger als unpoliti­
schen Wächter zu sehen, sondern vielmehr als eine politische Institution, deren 
Entscheidungen nicht generell unabhängig von der öffentlichen Meinung sind. 

34 Faktoren wie etwa die äußere politische Unterstützung, die Unterstützung durch andere Gerichte 
und die Komplexität eines Politikfeldes. 
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Eine Vernachlässigung der öffentlichen Meinung für die zukünftige Beurteilung 
der Rolle des Bundesverfassungsgerichts im Regierungssystem ist bestenfalls risi­
koreich und wird gemäß den Ergebnissen dieser·Arbeit zu Fehlschlüssen führen. 
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